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1 Einleitung 
 
 
 
 
 
 
In der vorliegenden Arbeit werden Steuerungsbeziehungen zwischen Ministe-
rien und strukturell verselbständigten Behörden („Agencies“) am Beispiel 
Deutschlands und Norwegens untersucht. Damit knüpft die Untersuchung an 
eine wissenschaftliche Debatte an, die ihren Ausgangspunkt in der Errichtung 
einer großen Anzahl solcher Behörden in zahlreichen Ländern der OECD (und 
darüber hinaus) in den vergangenen zwanzig Jahren nimmt (Pollitt et al. 2001; 
Pollitt & Talbot 2004; OECD 2002; Jann & Döhler 2007; Verhoest et al. 2012). 
Die Errichtung neuer Behörden wird einerseits mit der Reformbewegung des 
New Public Management (NPM) in Verbindung gebracht (Hood 1991). In die-
sem Zusammenhang gilt die Delegation klar abgegrenzter öffentlicher Aufgaben 
an verselbständigte Behörden, die leistungsbezogen gesteuert werden und erwei-
terte administrative Entscheidungsspielräume erhalten, als Reforminstrument für 
eine effizientere und effektivere Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben (Jann 
1999; OECD 2002; Pollitt et al. 2004; Talbot 2004; Bach, Fleischer & Hustedt 
2010). 

Andererseits gelten verselbständigte Behörden als Begleiterscheinung des 
modernen Regulierungsstaates, der im Zusammenhang mit der Liberalisierung 
bzw. Privatisierung der klassischen staatlichen Monopolbetriebe entstanden ist 
(Majone 1997; Thatcher 2002; Levi-Faur 2005; Döhler 2006). Die Delegation 
regulativer Aufgaben an verselbständigte Behörden, die vor politischen Eingrif-
fen in die Vollzugstätigkeit geschützt sind, gilt dabei als zentrale Voraussetzung 
für eine effektive Implementation dieser Aufgaben. Hierdurch könne sich die 
Politik dauerhaft an ihre Entscheidungen binden und den Adressaten glaubhaft 
versichern, dass regulative Entscheidungen nicht durch kurzfristige politische 
Interessen bestimmt werden, sondern interessenneutral auf der Grundlage nach-
vollziehbarer Kriterien getroffen werden (Majone 1997; Gilardi 2002). 

Die Literatur zu diesem als „Agencification“ bezeichneten Entwicklungs-
trend (Jann 1999; Gill 2002; Christensen & Lægreid 2006; Moynihan 2006) 
vermittelt gelegentlich den Eindruck, dass die Delegation öffentlicher Aufgaben 
an Behörden außerhalb der Ministerialverwaltung eine völlig neue Entwicklung 
darstellt. Allerdings wird auch immer wieder betont, dass solche Behörden alles 
andere als neu sind (Greve, Flinders & Van Thiel 1999; OECD 2002; Wetten-
hall 2005; Bach & Jann 2010). In Norwegen werden staatliche Aufgaben seit 
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mehr als 150 Jahren durch strukturell verselbständigte Behörden wahrgenom-
men (Christensen & Roness 1999). Auch in Deutschland gibt es eine bis in die 
zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts zurückreichende Tradition der Delegation 
gesamtstaatlicher Aufgaben an strukturell verselbständigte Behörden (Welz 
1988).  

Die Delegation öffentlicher Aufgaben an Behörden außerhalb der Ministe-
rialverwaltung ist also weder neu noch ein „Erfindung“ des NPM. Das große 
wissenschaftliche und praktische Interesse an dieser Organisationsform ist zum 
einen darauf zurückzuführen, dass die Anzahl dieser Behörden in den vergange-
nen zwanzig bis dreißig Jahren stark zugenommen hat (Levi-Faur 2005; Van 
Thiel 2012). Zum anderen ist entscheidend, dass sowohl in der NPM-Debatte als 
auch in der Diskussion um Regulierungsbehörden von einem Wandel der Steue-
rungsbeziehungen zwischen Ministerien und Behörden ausgegangen wird bzw. 
dieser Wandel ein zentrales Element normativer Reformleitbilder darstellt. Der 
Schwerpunkt der politik- und verwaltungswissenschaftlichen Forschung liegt 
dabei vor allem auf der Frage, wieso Aufgaben an Behörden delegiert werden, 
warum manche Behörden formal unabhängiger sind als andere und weshalb 
Agenturen plötzlich so „populär“ geworden sind (siehe als Überblick über die 
umfangreiche Literatur Pollack 2002; Flinders 2009; James & Van Thiel 2011). 
Dieser analytische Zugang kann auch als „Delegationsperspektive“ bezeichnet 
werden. In theoretischer Hinsicht wird diese Literatur von den Annahmen des 
Prinzipal-Agenten-Ansatzes dominiert, der die Folgebereitschaft der Behörden 
(„Agent“) gegenüber dem politischen Auftraggeber („Prinzipal“) grundsätzlich 
in Frage stellt (McCubbins, Noll & Weingast 1987; Gilardi & Braun 2002. 

Demgegenüber liegen weitaus weniger systematische empirische Studien 
über die tatsächliche Ausgestaltung der Steuerungsbeziehungen zwischen Mini-
sterien und verselbständigten Behörden „nach der Delegation“ vor (z. B. Gains 
2003; Pollitt et al. 2004; Thatcher 2005; Döhler 2007a; Maggetti 2007; Verhoest 
et al. 2010). Werden die Behörden „an der langen Leine“ geführt oder greifen 
die Ministerien fortwährend in das Tagesgeschäft der Behörden ein? Inwieweit 
unterscheiden sich die Steuerungsmuster zwischen verschiedenen Behörden und 
wie können diese Unterschiede erklärt werden? Dieser analytische Zugang wird 
im Folgenden als „Steuerungsperspektive“ bezeichnet. Im Unterschied zur De-
legationsperspektive, bei der formale Strukturen die abhängige Variable darstel-
len, werden formale Organisationsstrukturen in der Delegationsperspektive als 
eine erklärende Variable, aber keineswegs als einziger oder wichtigster Erklä-
rungsfaktor behandelt. 

Die vorliegende Arbeit knüpft an die Steuerungsperspektive an. Ausgangs-
punkt der Untersuchung ist zunächst die einfache Beobachtung, dass bei der 
Ausgestaltung der Steuerungsbeziehungen zwischen Ministerien und verselb-
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ständigten Behörden teilweise erhebliche Unterschiede festzustellen sind (Elder 
& Page 1998; Gains 2003; Pollitt 2006; Döhler 2007a). In diesem Zusammen-
hang wird immer wieder auf die Bedeutung der Aufgabe bzw. einzelner Aufga-
benmerkmale für interorganisatorische Steuerungsbeziehungen hingewiesen 
(Pollitt 2005; Döhler 2007a; Bogumil & Jann 2009; Painter & Yee 2011). In der 
Literatur wurden hierzu verschiedene Annahmen mittlerer Reichweite formu-
liert, die typischerweise auf der Grundlage qualitativer Fallstudien gewonnen 
wurden. Diese Annahmen werden in der vorliegenden Arbeit systematisiert und 
auf breiter empirischer Grundlage überprüft. 

Allerdings unterscheiden sich verselbständigte Behörden auch im Hinblick 
auf strukturelle Merkmale wie Rechtsform oder Leitungsstruktur (Christensen 
2001; Egeberg 2003). Es erscheint plausibel, dass sich auch solche Merkmale in 
den interorganisatorischen Steuerungsbeziehungen niederschlagen. Zahlreiche 
empirische Forschungsarbeiten deuten indes darauf hin, dass kein eindeutiger 
Zusammenhang zwischen strukturellen Merkmalen verselbständigter Behörden 
und der Ausprägung interorganisatorischer Steuerungsbeziehungen besteht 
(Verhoest et al. 2004, 2010; Lægreid, Roness & Rubecksen 2006a; Yesilkagit & 
Van Thiel 2008; siehe aber Painter & Yee 2011; Bach & Huber 2012). Auch 
hier leistet die Arbeit einen Beitrag, verschiedene theoretische Annahmen zu 
den Effekten struktureller Merkmale auf interorganisatorische Steuerungsbezie-
hungen zu systematisieren und empirisch zu überprüfen. Auf diese Weise kön-
nen empirisch fundierte Aussagen darüber getroffen werden, welche Effekte 
bspw. mit der Veränderung der Rechtsform einer Behörde verbunden sind. 
Während davon ausgegangen werden kann, dass steuerungsrelevante Aufga-
benmerkmale wie politische Relevanz oder technische Komplexität kaum ab-
sichtsvoll zu beeinflussen sind, gehören strukturelle Veränderungen zum typi-
schen Repertoire verwaltungspolitischer Handlungsinstrumente. 

Die Aufmerksamkeit der politik- und verwaltungswissenschaftlichen For-
schung zu verselbständigten Behörden war in den vergangenen Jahren überwie-
gend auf solche Länder gerichtet, in denen neue Typen solcher Behörden ent-
standen sind oder umfassende Reformen bereits bestehender Behörden angesto-
ßen wurden (siehe explizit Pollitt et al. 2004: 44-45). Hierdurch geraten jedoch 
auch Länder wie Deutschland aus dem Blickwinkel, in denen – zumindest auf 
der Bundesebene – verselbständigte Behörden zwar seit langem bestehen, aber 
keine umfassenden Reformen verselbständigter Behörden zu beobachten sind 
(Jann 2004; Pollitt & Bouckaert 2004; Schröter 2007). Für ein umfassendes 
Verständnis der Folgen struktureller Verselbständigung sollten jedoch auch 
Länder ohne weitreichende Reformen in der (international vergleichenden) 
Analyse berücksichtigt werden (Bach & Jann 2010: 444). Eine solche Fallaus-
wahl besitzt auch den Vorteil, dass interorganisatorische Steuerungsbeziehun-
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gen bereits „eingespielt“ sind und empirische Ergebnisse nicht durch die 
„Nachwirkungen“ umfassender Reformen verzerrt werden. Schließlich liegen 
auch für den deutschen Fall empirische Hinweise vor, die auf eine schrittweise 
Annäherung an ein managerialistisches bzw. ein regulatives Agenturmodell 
hindeuten (Döhler 2007b, 2008). Inwieweit hiermit tatsächliche Veränderungen 
der Steuerungsbeziehungen zur Ministerialverwaltung verbunden sind, wurde 
bislang hingegen noch nicht systematisch untersucht. 

In der international vergleichenden Verwaltungsforschung gilt Deutschland 
als typisches Beispiel für eine legalistische, rechtsstaatlich geprägte Verwal-
tungstradition bzw. -kultur (Jann 1983; Pollitt & Bouckaert 2004; Painter & 
Peters 2010). Mit dieser Verwaltungstradition wird assoziiert, dass der öffentli-
che Sektor durch traditionelle Steuerungsinstrumente wie hierarchische Wei-
sungen, eine starke Input-Orientierung sowie zahlreiche und detaillierte Regeln 
geprägt ist (Benz & Goetz 1996; Wollmann 2000). Darüber hinaus gilt diese 
Verwaltungstradition als wenig „kompatibel“ mit den Reformkonzepten des 
New Public Management (Olsen 1996; Pollitt & Bouckaert 2004). Hieraus folgt, 
dass sich bundesdeutsche Behörden gewissermaßen als „Gegenmodell“ zur 
idealtypischen NPM-Agentur (siehe hierzu ausführlich Kapitel 1.2) durch ein 
hohes Maß an ministerieller Steuerung bzw. eine geringe behördliche Autono-
mie auszeichnen müssten (Bach 2010). Eine systematische empirische Überprü-
fung dieser Annahme liegt jedoch bislang nicht vor. 

Wenngleich Norwegen gemeinhin nicht als „Musterbeispiel“ der kontinen-
taleuropäischen Verwaltungstradition gilt, ist auch die norwegische Verwaltung 
durch „strong Rechtsstaat norms and values“ (Christensen 2005: 736; Hervor-
hebung im Original) gekennzeichnet. Es überrascht daher wenig, dass zentrale 
Ideen des NPM angesichts einer „kulturellen Kollision“ mit dem traditionellen 
Verständnis eines starken Staates in Norwegen auf wenig fruchtbaren Boden 
fielen (Olsen 1996). Dieses Bild eines wenig enthusiastischen Reformers hat 
sich jedoch seit Mitte der 1990er Jahre gewandelt, weshalb Norwegen mittler-
weile mit Pollitt und Bouckaert (2004) als später „Modernizer“ bezeichnet wird 
(Christensen & Lægreid 2004). Dieser Unterschied macht sich im Vergleich zu 
Deutschland im Hinblick auf die Steuerung verselbständigter Behörden vor 
allem bei der Umsetzung bestimmter Instrumente des NPM-Baukastens be-
merkbar. Hierzu zählen insbesondere die Anwendung leistungsbezogener Steue-
rungsinstrumente („performance contracting“) und die Flexibilisierung des 
Haushalts- und Personalwesens (Lægreid, Roness & Rubecksen 2006b; Bach 
2007). Ein Vergleich Deutschlands und Norwegens kann daher Aufschluss 
darüber geben, wie sich NPM-Reformen auf das Verhältnis zwischen Ministe-
rien und Behörden tatsächlich auswirken. Die vorliegende Arbeit leistet somit 
einen wichtigen Beitrag zu einer empirisch fundierten Analyse interorganisato-
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rischer Steuerungsbeziehungen in rechtstaatlich geprägten Kontexten, die sich in 
unterschiedlich starkem Maße an den Reformkonzepten des NPM orientiert 
haben. 

Das Kapitel ist folgendermaßen aufgebaut: Zunächst wird herausgearbeitet, 
was verselbständigte Behörden auszeichnet und worin sich diese von anderen 
Organisationen unterscheiden, die außerhalb der Ministerialverwaltung öffentli-
che Aufgaben wahrnehmen (Kapitel 1.1). In einem nächsten Schritt wird die 
politik- und verwaltungswissenschaftliche Literatur zu verselbständigten Behör-
den dargestellt. Dabei wird die vorliegende Arbeit in die beiden eingangs er-
wähnten Debatten – NPM und Regulierungsstaat – eingeordnet und ihr spezifi-
scher Beitrag verdeutlicht (Kapitel 1.2). Danach werden die Fragestellung und 
der analytische Rahmen der Arbeit herausgearbeitet (Kapitel 1.3). Hiernach 
werden die Fallauswahl (Kapitel (1.4) und die methodische Vorgehensweise 
skizziert (Kapitel 1.5). Anschließend wird die politikwissenschaftliche Relevanz 
der Arbeit herausgearbeitet (Kapitel 1.6) und schließlich der Aufbau der Unter-
suchung vorgestellt (Kapitel 1.7). 

 
 
1.1 Untersuchungsgegenstand 
 
Eine zentrale Herausforderung der wissenschaftlichen Debatte um verselbstän-
digte Behörden besteht darin, dass vielfach unklar bleibt, welche Organisationen 
eigentlich als Agenturen gelten können und worin sich diese ggf. von anderen 
öffentlichen Organisationen unterscheiden (Pollitt et al. 2004; Thynne 2004; 
Wettenhall 2005). Bouckaert und Peters konstatieren etwa dass „some scholars 
are less than clear about what types of organizations are actually to be consid-
ered in the analysis“ (Bouckaert & Peters 2004: 23). Ein anderer Beobachter 
fasst die Diskussion folgendermaßen zusammen: 

 
[T]here is no widely accepted idea of what is or what constitutes an agency. A con-
sequence is that agencies tend to be all things to all people. (Thynne 2004: 91) 
 

Diese begriffliche Unschärfe ist darauf zurückzuführen, dass sich hinter dem 
Agentur-Konzept einerseits unterschiedliche Organisationstypen verbergen, 
andererseits aber auch verschiedene normative Reformkonzepte und -ideen 
(Smullen 2004). Der vorliegende Abschnitt geht auf den ersten Aspekt ein und 
nimmt eine analytische Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes vor. Die 
mit dem Agency-Begriff verbundenen normativen Leitbilder werden im folgen-
den Teilkapitel herausgearbeitet. Eine möglichst klare Definition von „Agentu-
ren“ bzw. des in der vorliegenden Arbeit synonym verwendeten Begriffs der 
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„verselbständigten Behörden“ ist sowohl für die Einordnung der Untersuchung 
in die wissenschaftliche Debatte als auch für die Fallauswahl unverzichtbar, 
denn letztlich steht und fällt die empirische und theoretische Aussagekraft der 
vorliegenden Studie auch damit, dass nicht „Äpfel mit Birnen“ verglichen wer-
den. 

In der englischsprachigen Literatur ist mit dem Begriff „agency“ zunächst 
nichts anderes als eine öffentliche Behörde oder ein Amt gemeint. So lautet der 
Untertitel eines bekannten Buches über die US-amerikanische Verwaltung 
„What Government Agencies Do and Why They Do It“ (Wilson 1989). In ei-
nem Überblicksartikel identifiziert Thynne (2004) sowohl sehr breite Definitio-
nen, die von Ministerien bis hin zu öffentlichen Unternehmen reichen, als auch 
vergleichsweise eng gefasste Definitionen, die unterschiedliche Typen nicht-
ministerieller Organisationen umfassen. In ähnlicher Weise bezeichnet Hood 
(1978) unterschiedliche Typen nicht-ministerieller Organisationen in Großbri-
tannien als „agencies“ (und das lange vor der aktuellen Diskussion). An diese 
Begriffsbestimmung knüpft die vorliegende Arbeit an, d. h. ein zentrales Merk-
mal von Agenturen besteht darin, dass sie außerhalb der Ministerialverwaltung 
angesiedelt sind.  

Dieser Aspekt trifft zunächst einmal auf eine Vielzahl unterschiedlicher 
Organisationen zu, die außerhalb der Ministerialverwaltung öffentliche Aufga-
ben wahrnehmen. Für diese Organisationen wird in der Literatur eine beinahe 
unüberschaubare Anzahl von Begriffen und Akronymen wie „quasi-autonomous 
non-governmental organizations“ (QUANGOs) (Hood 1986; Greve, Flinders & 
Van Thiel 1999), „para-government organizations“ (PGOs) (Hood & Schuppert 
1988), „autonomous and quasi-autonomous bodies“ (AQUAs) (Bouckaert & 
Peters 2004), „state organizations“ (Roness 2007) oder „public sector organiza-
tions“ (Van Thiel 2012) verwendet. Dieser Literatur liegt die Beobachtung zu-
grunde, dass ein breites Spektrum unterschiedlicher Organisationen mit öffentli-
chen Aufgaben außerhalb der Ministerialverwaltung vorhanden ist. Die große 
Vielfalt unterschiedlicher Formen der öffentlichen Aufgabenwahrnehmung wird 
daher auch als ein „zoo containing many animals“ (Hood 1986: 188; Bach & 
Jann 2010) beschrieben, die anhand bestimmter Kriterien typologisiert werden 
können. Als Kriterien für die Zuordnung zu einer bestimmten Spezies werden 
bspw. die Art der Finanzierung, die politische Verantwortung des zuständigen 
Ministers und die Instrumente der politischen Steuerung und Kontrolle (Greve, 
Flinders & Van Thiel 1999) oder die Rechtsform (Hood & Schuppert 1990; 
Bouckaert & Peters 2004; Bach & Jann 2010; Van Thiel 2012) herangezogen. 
Wie lassen sich aber nun Agenturen in diesen „Verwaltungszoo“ einordnen? 

Die neuere Diskussion, die ihren Ausgangspunkt im „Agenturfieber“ (Pol-
litt et al. 2001) der vergangenen zwanzig Jahre nimmt, verwendet eine ver-
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gleichsweise eng gefasste Definition von Agenturen. Die vorliegende Arbeit 
knüpft an die von Pollitt et al. (2001: 273-275, 2004: 7-11; siehe auch Talbot 
2004: 4-5; Thynne 2004: 95-96; Verhoest et al. 2010: 17-18) vorgeschlagene 
Definition an. Demzufolge ist eine Agentur bzw. eine verselbständigte Behörde 
dadurch gekennzeichnet, dass sie (1) überwiegend oder ausschließlich auf öf-
fentlich-rechtlicher Grundlage tätig ist; (2) funktional aus der Ministerialverwal-
tung ausgegliedert ist, d. h. spezifische Aufgaben wahrnimmt, die von denen der 
Ministerialverwaltung abgegrenzt werden können; (3) anders als das Ministeri-
um über einen gewissen Grad an Autonomie bei administrativen oder inhaltli-
chen Entscheidungen verfügt; (4) gleichwohl aber auf eine Weise mit dem Mi-
nisterium verbunden ist, die dem Minister oder Staatssekretär erlaubt, den 
Haushalt und die wichtigsten Ziele der Organisation zu ändern; (5) somit auch 
gegenüber dem politisch verantwortlichen Minister keine vollständige gesetzli-
che Unabhängigkeit besitzt; (6) kein gewinnorientiertes Unternehmen ist; (7) 
über einen längeren Zeitraum besteht und (8) über eigene finanzielle und perso-
nelle Ressourcen verfügt. 

Diese Definition zielt insbesondere darauf ab, Agenturen von anderen 
Formen der öffentlichen Leistungserbringung, etwa durch öffentliche Unter-
nehmen oder durch private Organisationen („contracting out“) abzugrenzen 
(Jann 1999; Pollitt et al. 2004; Thynne 2004). Fasst man die einzelnen Elemente 
der Definition zusammen, zeichnen sich Agenturen im Unterschied zu anderen 
QUANGOs durch ihre geringe Distanz zur Ministerialverwaltung aus, d. h. 
„agencies generally represent the organizational form closest to the traditional 
core bureaucracy – the general-purpose ministry or department of state“ (Pollitt 
et al. 2001: 275). Die Aufgabendelegation an Agenturen kann somit als eine 
vergleichsweise schwache Form der organisatorischen Verselbständigung gel-
ten, wohingegen die formelle oder materielle Privatisierung öffentlicher Aufga-
ben typischerweise darauf abzielt, eine deutlich größere Distanz zur politisch 
geführten Ministerialverwaltung zu schaffen (Greve, Flinders & Van Thiel 
1999; Pollitt et al. 2001). Während sich die QUANGO-Diskussion überwiegend 
auf solche Organisationen konzentriert, die als „hidden public sector“ (Hood 
1986) weder eindeutig dem öffentlichen noch dem privaten Sektor zugehörig 
sind (Schuppert 1981; Hood & Schuppert 1988; Reichard 1990), können Agen-
turen zweifelsohne demjenigen Teil der öffentlichen Verwaltung zugeordnet 
werden, welcher im direkten Einflussbereich der Politik steht. 

Es steht außer Frage, dass eine eindeutige Zuordnung real existierender 
Organisationen auf der Grundlage dieser Definition nicht in jedem Fall möglich 
ist (Pollitt et al. 2004: 8-9; Thynne 2004: 99). Dennoch ermöglicht sie eine 
nachvollziehbare Einordnung der meisten öffentlichen Organisationen und die 
Identifikation von Grenzfällen. Zentrale Stärke dieser Definition ist, dass sie in 
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der international vergleichenden empirischen Forschung verwendet werden 
kann (Pollitt et al. 2004: 8) – eben gerade weil sie „does not precisely match the 
organizational and legal categories used in each and every country“ (Pollitt et al. 
2004: 11). Neben diesem allgemeinen Verständnis verselbständigter Behörden 
bzw. Agenturen werden in der Literatur auch deutlich enger gefasste, z. T. nor-
mativ aufgeladene Begriffsbestimmungen verwendet, die gleichzeitig den Aus-
gangspunkt der neueren Literatur bilden. Diese stehen im Mittelpunkt des fol-
genden Abschnitts. 

 
 

1.2 Untersuchungsziel 
 
Der folgende Abschnitt dient der Einordnung der Untersuchung in die politik- 
und verwaltungswissenschaftliche Forschung zu verselbständigten Behörden. Es 
wurde bereits einleitend darauf hingewiesen, dass die Delegation öffentlicher 
Aufgaben an verselbständigte Behörden einerseits als managerialistisches Re-
formkonzept (z. B. Smullen 2004; Talbot 2004) und andererseits als Folgeer-
scheinung der zunehmenden Bedeutung regulativer Politik (z. B. Majone 1997; 
Gilardi 2002; Thatcher 2002; Döhler 2006) verstanden werden kann. Es wird im 
Folgenden argumentiert, dass hieran anknüpfend zwischen einem management-
orientierten und einem auf (unabhängige) Regulierungsbehörden fokussierten 
Forschungsstrang unterschieden werden kann (Döhler 2007a, 2007b; Bach & 
Jann 2010; Bach, Fleischer & Hustedt 2010; Bach 2012a). Diese beiden Debat-
ten wurden bis vor wenigen Jahren weitestgehend getrennt voneinander geführt, 
haben sich seitdem aber schrittweise angenähert. Zur Verdeutlichung der unter-
schiedlichen Zugänge zum Untersuchungsgegenstand werden im Folgenden 
idealtypische Merkmale moderner (NPM) Agenturen und unabhängiger Regu-
lierungsbehörden herausgearbeitet. Diese Merkmale werden in Tabelle 1 über-
blicksartig dargestellt. 

Es wird im Folgenden argumentiert, dass diese beiden Debatten jeweils un-
terschiedliche Dimensionen ministerieller Steuerung und behördlicher Autono-
mie in den Mittelpunkt rücken, die in der vorliegenden Arbeit als zentrale Un-
tersuchungsdimensionen aufgegriffen werden. Dabei beschränkt sich die vorlie-
gende Untersuchung jedoch nicht auf „moderne Agenturen“ oder „unabhängige 
Regulierungsbehörden“, sondern legt den allgemeinen Agenturbegriff zugrunde. 
Hierdurch kann u. a. empirisch untersucht werden, inwieweit sich Behörden mit 
typischen Merkmalen moderner Agenturen bzw. unabhängiger Regulierungsbe-
hörden tatsächlich von „normalen“ Agenturen unterscheiden. Auf diese Weise 
schlägt die Arbeit eine Brücke zwischen der Debatte zu modernen Agenturen 
und der auf unabhängige Regulierungsbehörden fokussierten Debatte, die sich 
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mit Olsen (1991) gesprochen bislang durch „parallel agendas but mutual disre-
gard“ auszeichnen. 

 
Tabelle 1: Idealtypen moderner Agenturen und unabhängiger 

Regulierungsbehörden 

 moderne Agentur unabhängige  
Regulierungsbehörde 

Struktur strukturell verselbständigt strukturell verselbständigt 

Steuerung Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen 

hierarchische Steuerung 
(gesetzlich) eingeschränkt 

Autonomie Management-Autonomie 
(Finanzen, Personal, inter-
ne Organisation) 

inhaltliche Autonomie bei 
regulatorischen Entschei-
dungen 

Politikformulierung 
und -entscheidung  

Ministerium bzw.  
Parlament 

ggf. Einbindung der Be-
hörde durch Ministerium 

Ministerium bzw. Parla-
ment (Rahmengesetzge-
bung) 

Behörde (Regulierungs-
standards) 

Implementation Behörde Behörde 

Quelle: Bach 2012a, Tabelle 1, S. 83 
 
Die managementorientierte Debatte nimmt ihren Ausgangspunkt in den sog. 
Next-Steps Reformen in Großbritannien der 1980er Jahre (Kickert & Beck 
Jørgensen 1995; Bouckaert & Peters 2004; Smullen 2004; Bach, Fleischer & 
Hustedt 2010). Diese Reform beinhaltete eine massive strukturelle Ausgliede-
rung („hiving off“) von Personal und Aufgaben aus der Ministerialverwaltung in 
strukturell verselbständigte Behörden. In der Literatur wird daher auch von der 
„Executive Agency Revolution in Whitehall“ gesprochen (James 2003). Die 
britischen Reformen haben in Wissenschaft und Praxis eine breite Aufmerk-
samkeit erfahren und dienten zahlreichen anderen Ländern als Vorbild für die 
Neugestaltung der öffentlichen Verwaltung (Pollitt et al. 2001). 

Die Auslagerung öffentlicher Aufgaben in verselbständigte Behörden nach 
dem managementorientierten Modell wird u. a. damit begründet, dass der Ab-
stand zur politischen Führung eine effizientere und effektivere Leistungserbrin-
gung bewirke; dass die Bedürfnisse der „Kunden“ der Verwaltung besser be-
rücksichtig werden können; dass Behörden mit klar abgegrenzten Zuständigkei-
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ten eine bessere politische Steuerung der Verwaltung ermöglichen; und dass in 
solchen Behörden eine flexiblere Handhabung des Haushalts- und Dienstrechts 
möglich sei, wodurch wiederum Effizienz und Effektivität gesteigert werden 
können (Pollitt et al. 2004: 19-20; siehe auch Van Thiel 2001; James 2003). 
Zugespitzt formuliert gelten Agenturen als „Allheilmittel“ für klassische Prob-
leme der bürokratisch organisierten öffentlichen Verwaltung wie langwierige 
Entscheidungsprozesse, Regelorientierung und fehlende Motivation des Perso-
nals, Bürgerferne, unklare Zuständigkeiten und politische Detailsteuerung. 

Diese Argumente für die Delegation öffentlicher Aufgaben an verselbstän-
digte Behörden werden in der Literatur als Praktiker-Modell („practitioners’ 
theory“) bezeichnet und zu einem Idealtypus der „modernen Agentur“ verdich-
tet (Jann 1999; Pollitt et al. 2004: Kapitel 2; Smullen 2004; Talbot 2004; Bach, 
Fleischer & Hustedt 2010). Dieses normative Leitbild umfasst drei zentrale 
Elemente, weshalb es auch als „Dreibeiner-Modell“ bezeichnet wird: Eine mo-
derne Agentur ist demzufolge (1) eine von der Ministerialverwaltung getrennte 
Behörde, (2) die über Leistungsvereinbarungen gesteuert wird und (3) über 
erweiterte Handlungsspielräume für das interne Management (Personal, Finan-
zen, Organisation) verfügt. Als weiteres Merkmal moderner Agenturen, das 
jedoch nicht von allen Autoren als zwingend betrachtet wird, gilt (4) die Tren-
nung von Politikformulierung (als alleinige Aufgabe der Ministerien) und admi-
nistrativem Vollzug (als Kernaufgabe der Agenturen). Die Trennung von Policy 
und Operations war bspw. in Flandern (Verschuere 2009) und Neuseeland 
(Christensen & Lægreid 2001) ein explizites Ziel managementorientierter Agen-
turreformen. Pollitt et al. (2004: 41-42) argumentieren hingegen, dass verselb-
ständigte Behörden keineswegs selten in Politikvorbereitung und -formulierung 
eingebunden seien. Die Trennung von Politikformulierung und -vollzug sei 
daher kein elementares Merkmal der idealtypischen modernen Agentur, sondern 
„a sub-variant within the agency trend“ (Pollitt et al. 2004: 42). Für die vorlie-
gende Arbeit ist jedoch nicht entscheidend, ob es sich bei dieser Trennung um 
ein zwingendes Merkmal idealtypischer moderner Agenturen handelt. Vielmehr 
wird argumentiert, dass es sich hierbei um eine aus politikwissenschaftlicher 
Perspektive besonders relevante Dimension des Verhältnisses von Ministerial-
verwaltung und verselbständigten Behörden handelt, die aus einer politikwis-
senschaftlichen Analyse nicht ausgeklammert werden kann. 

Weitestgehend getrennt von dieser managementorientierten Debatte stehen 
verselbständigte Behörden im Mittelpunkt eines anderen Forschungsstrangs, der 
sich aus politikwissenschaftlicher Perspektive mit der zunehmenden Bedeutung 
unabhängiger Regulierungsbehörden auseinandersetzt (Majone 1997; Gilardi 
2002; Thatcher 2002; Döhler 2006; Christensen & Lægreid 2006). Diesen in der 
internationalen Diskussion auch als „independent regulatory agencies“ oder 
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„non-majoritarian institutions“ bezeichneten Behörden wird für die vergangenen 
Jahrzehnte ein ebenso sprunghaftes Wachstum attestiert wie den modernen 
Agenturen (Levi-Faur 2005). Diese Behörden gelten als institutionelle Begleit-
erscheinung der Liberalisierung und Privatisierung der ehemaligen staatlichen 
Monopolbetriebe (Telekommunikation, Energieversorgung, Schienenverkehr 
etc.). Sie sind damit in den umfassenderen Diskurs zum Aufstieg des Regulie-
rungsstaates einzuordnen, der im Gegensatz zum klassischen Wohlfahrtsstaat 
nicht durch direkte Leistungserbringung und distributive Policies tätig wird, 
sondern kollektive Probleme (z. B. Marktversagen) durch allgemeinverbindliche 
Ge- und Verbote zu lösen versucht (Majone 1997; Grande & Eberlein 2002; 
Moran 2002). In diesem Zusammenhang umfasst Regulierung allerdings nicht 
nur die Regelung bestehender Märkte, sondern zunehmend auch die Herstellung 
von Wettbewerb in den ehemals staatlich dominierten Sektoren. Hinzu kommt 
der Bereich der Risikoregulierung, also der Vermeidung und Abwehr von Ge-
fahren in verschiedenen gesellschaftlichen Problembereichen wie Umwelt, Le-
bensmittelsicherheit oder Atomenergie (Döhler 2006). 

In diesem Zusammenhang wird unabhängigen Regulierungsbehörden eine 
zentrale Rolle bei der Umsetzung, aber zunehmend auch bei der Gestaltung 
regulativer Policies beigemessen. Diese verfügten – anders als die Ministerial-
bürokratien – über ein hohes Maß an professioneller Expertise, was für eine 
effektive Regulierung zwingend erforderlich sei. Darüber hinaus wird argumen-
tiert, dass regulative Politik eine besonders hohe Glaubwürdigkeit seitens politi-
scher Entscheidungsträger erfordere, dass verbindliche Entscheidungen interes-
senneutral und für die Adressaten nachvollziehbar getroffen werden (Gilardi 
2002). Für Politiker bestehe ein großer Anreiz, zur Erreichung kurzfristiger 
politischer Ziele von bereits getroffenen Entscheidungen abzuweichen, die lang-
fristig jedoch zu effizienteren Ergebnissen führen würden. Allerdings könnten 
Politiker ihre Glaubwürdigkeit gegenüber den Adressaten dadurch erhöhen 
(„credible commitment“), indem sie weitreichende Entscheidungskompetenzen 
an unabhängige Regulierungsbehörden delegieren und sich somit selbst an ihre 
Entscheidungen binden (Majone 1997; Gilardi 2002; Thatcher 2002; Elgie 
2006). Die formale Unabhängigkeit im Sinne (gesetzlich) eingeschränkter poli-
tischer Eingriffsmöglichkeiten in substantielle Entscheidungen gilt demnach als 
das zentrale Merkmal der idealtypischen unabhängigen Regulierungsbehörde.  

Die beiden Debatten rücken jeweils unterschiedliche Dimensionen der Au-
tonomie verselbständigter Behörden in den Mittelpunkt. Hierunter kann allge-
mein die Kompetenz einer Behörde verstanden werden, eigenständig über einen 
bestimmten Gegenstandsbereich zu entscheiden. Das Ausmaß dieses Entschei-
dungsspielraums hängt wiederum davon ab, wie stark die Behörde bezüglich 
dieses Gegenstandsbereichs vom aufsichtführenden Ministerium gesteuert wird. 


